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700.000-EINWOHNERSTAAT

SchuldigegesuchtDass Wohnraumknapp
undknapper wird, ist
kein Gehei mnis mehr.

Die politisch
Verantwortlichensitzen
die Miserelieber aus,
anstatt sich mit dem
heißen Eisen− der

Zukunft Luxemburgs− die
Finger zuverbrennen.

"Lo mécht deen 700.000-
Awunnerstaat mer awer
kengAngscht, dat packe
mer, wa mer onsrichteg
unzelee wëssen."
(Premierminister
Jean−ClaudeJuncker
gegenüber RTLTélé
Lëtzebuerg, am30.
Dezember2001)

(ik) − Die Fakten sind hin-
länglichbekannt: Die Bevölke-
rung im Großherzogtum
wächst seit Jahren rasant; al-
lein i mletzten Jahrzehnt um
fast dreizehn Prozent von
384.400 auf nunmehr 441.300
EinwohnerInnen. Auch die
Zahl der Haushalte ni mmt zu.
Dies nicht nur wegen des all-
gemeinen Bevölkerungs-
wachstums, sondern auch
wegen des Trends zur
Klein(st)familie: Singles, Al-
leinerziehende und Zwei− bis
maximal Drei−Personen−Haus-
halte prägen zunehmend das
Bild. Demgegenüber fehlen
20.000 bis 30.000 Wohnungen.
Und die Kluft zwischen Ange-
bot und Nachfrage dürfte
schon bald sehr viel größer
werden. Für das Jahr 2050
prognostizierte die Weicker−
Stiftung bei gleichen Rahmen-
bedingungen für Luxemburg
ein Bevölkerungswachstum
auf etwa 700.000 bis eine Mil-
lion Einwohner. Das war i m
Jahr 1998.

"Der Wohnungsbau steht
weiterhin vor einer Heraus-
forderung", stellte Wohnungs-
bauminister Fernand Boden
angesichts dieser Rahmenda-
ten (auch) auf demdiesjähri-
gen Neujahrsempfang seines
Ministeriums fest. Seine Bi-
lanz für das Jahr 2001: Der
Bau von 1.267 Miet− und 806
Eigentumswohnungen durch
den dem Ministerium unter-
stellten "Fonds pour le loge-
ment à coût modéré" (FLCM,
2000), Investitionen in den
Wohnungsmarkt, die sich auf
insgesamt rund fünf Milliar-
den LUF belaufen sowie die
schriftliche Fertigstellung ei-
nes "plan d'action logement"
i m November (die woxx Nr.
620 berichtete). Darin enthal-
ten verschiedene Kapitalhil-
fen wie Bau− und Sparprä-
mien, Zinssubventionen und
−vergütungen, Darlehenshil-
fen usw., die der Staat seit ei-
nigen Jahren anbietet. Damit
will der Staat vor allemFami-
lien mit geringemEinkommen
bei m Bau eines Eigenheims
helfen.
Die Wohnungsmarktmisere

haben jedoch auch diese
Maßnahmen nicht beheben
können. So befindet sich die
Anzahl der Baugenehmigun-
gen trotz leicht gestiegener
öffentlicher Investitionen auf
einem neuen Rekordtief. We-
niger als 2.000 Genehmigun-

gen wurden i m vergangenen
Jahr ausgesprochen, vor zwei
Jahren waren es i mmerhin
noch 3.739 gewesen. Eine
alarmierende Entwicklung,
die sich bei anhaltendemBe-
völkerungswachstum weiter
zuspitzendürfte.

Bauland statt Aktien
Experten zufolge mangelt

es jedoch nicht an Bau-
flächen. Würde man all jene
Bauterrains, diezurzeitinden
kommunalen Bebauungsplä-
nen ausgewiesen sind, addie-
renundfür den Bauvon Woh-
nungen freigeben, "könnten
wir Wohnraumsogarfür mehr
als eine Million Einwohner
schaffen", ist Daniel Miltgen,
Präsident des"Fonds duLoge-
ment", überzeugt. Architekten
bestätigendiese Meinung.
Tatsache aber ist, dass die

meisten Bauflächen dem
Markt nicht zur Verfügung
stehen. Und tun sie es doch,
sind sie oft selbst für den fi-
nanziell solide ausgestatteten
Fonds zu teuer. Dass Bau-
flächen so knapp und teuer
gewordensind, liegt nach An-
sicht des Wohnungsbauminis-
teriums in erster Linie an der
Bau−Spekulation.
"Wer heutzutage Bau-

flächen sein Eigen nennt,
kann mit enormen Wertzu-
wächsen rechnen", sagt Ca-
mille Gira, grüner Bürger-

meister von Beckerich gegen-
über der woxx. Preise von
800.000 LUF und mehr pro Ar
(eine bekannte Immobilien-
agentur verlangt für Grund-
stücke von 7,1 Ar in Mersch
und Beringen 5.775.000 LUF)
sind keine Seltenheit und do-
kumentieren, wie sehr sich
das Geschäft mit demBoden
nicht nurfür ausgebuffte Pro-
fis rechnet. Grundstücke als
Wertanlage oder private Al-
tersvorsorge der Gegenwart
und Zukunft − i mmer mehr Ei-
gentümerInnensetzen darauf,
lassen ihre Grundstücke als
Bauland klassifizieren und in
so genannte Bauperi meter
(Stadtbebauungspläne) ein-
schreiben, um sie bei Gele-
genheit teuer auf demBaui m-
mobilienmarkt verkaufen zu
können. Eine Goldgrube, die
umso lohnenswerter wird, je
länger die EigentümerInnen
mit demVerkauf warten.
Damit soll laut Minister Bo-

den bald Schluss sein. In sei-
nem Aktionsplan hat der Mi-
nister der Bauland−Spekulati-
on den Kampf angesagt und
dafür insbesondere an die
Adresse der Gemeinden ap-
pelliert. Sie sollen verstärkt
Grundstücke und Häuser er-
werben, neue Bebauungs− und
Sanierungspläne erstellen
und dabei die nationale Pla-
nung (aménagement duterri-
toire) nicht vergessen. Ge-

setzliche Grundlage für diese
Aufforderung ist unter an-
derem das Gesetz von 1937,
welches Wohnungsbaupolitik
als Kompetenzbereichder Ge-
meinden definiert. Notfalls,
so der Minister, soll die Be-
schaffung von mehr Wohn-
raumauch mit Hilfe von Arti-
kel 5 des Gesetzes von 1979
gelingen. Danach haben die
Kommunen das Recht, Be-
sitzerInnenvonzur Bebauung
ausgewiesenem Grund-
stücken zwangszuenteignen.
Gegen eine Entschädigung
und sofern die Fläche binnen
einer Frist von drei Jahren
nicht bebaut wurde.
"Das ist unrealistisch und

funktioniert nicht", schi mpft
Camille Gira von Déi Gréng.
Der Bürgermeister vonBecke-
rich glaubt wie sein Kollege
Lucien Lux von Bettembourg
nicht an dieses Zwangsmittel.
"In einem Land wie Luxem-
burg, in der das Eigentumein
solch hohes Gut verkörpert,
kann man mit solchen Maß-
nahmen keine Wohnungspoli-
tik betreiben." Tatsächlich
zweifeln auch Juristen an der
rechtlichen Durchsetzbarkeit
des Artikels, für denes bisher
keine Präzidenzfällegibt.
Gira plädiert statt dessen

für eineerhöhte Grundsteuer.
Um den horrenden Grund-
stückspreisen beizukommen,
müsse man diese "ordentlich
und nicht erst bei 2.000
LUF/Ar ansetzen". Je länger
ein in den Bauperi meter auf-
genommenes Bauland brach-
läge, umso höher würde es
besteuert. In anderen eu-
ropäischen Ländern findet
diese Formder progressiven
Besteuerung schon lange ge-
gen Grundstücksspekulanten
Anwendung. Offenbar kann
sich angesichts der miserab-
len Lage auf dem Wohnungs-
baumarkt die CSV−DP−Regie-
rung eine Ablehnung der von
LSAP und Grünen seit Jahren
geforderten Grundsteuerer-
hebung nicht länger leisten.
Eine ministerielle Arbeits-
gruppe ist zurzeit damit be-
fasst, verschiedene Be-
steuerungsmodelle durchzu-
rechnen.

Leere Gemeindekassen
Nochetwasfordert Camille

Gira: einen nationalen Fonds,
mit demGemeinden, die bau-
en oder sanieren wollen, fi-
nanziell unterstützt werden.
"Minister Boden hat keine
Vorstellung, was hier vor Ort
abläuft", beschwert sich der
Grüne. Er weist auf die hohe
Verschuldung vieler Gemein-
den hin, die gar nicht die
finanziellen Mittel hätten, auf
dem Wohnungsmarkt mit-
zumischen. Der Gesamtschul-
denberg der Gemeinden
betrug imJahr 2000 über 16
Milliarden LUF, Tendenz
steigend.

Wohnungs-
politik− Fit
für das
Jahr 2050?
Bevölkerungs-
wachstum, Woh-
nungsnot, Bauland−
Spekulati on − i n
Sachen Wohnungs-
bau sieht esi n
Luxemburg düster
aus. Der zuständige
Minister Fernand
Boden appelliert an
die Gemeinden,
verstärkt zu bauen.
Diejedoch klagen
über Finanznöte
undfehlende staat-
liche Unterstützung.

(Foto: Christian Mosar)
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INTERVIEW

"Der Staat hilft
absolut ungenügend"

Sind mehr Aktivitäten
auf kommunaler Ebene
notwendig, umdie Lage
auf demWohnungs-

markt undi mBausektor
positivzu wenden? Was
sagen Gemeindepolitiker

dazu? Woxxsprach
mit Lucien Lux,

Bürgermeister der
Gemeinde Bettemburg.

woxx: Der Wohnungs-
bauministerFernandBoden
hatinseinem"pland'action
dulogement" andie Gemein-
den appelliert, sich stärker
inSachen Wohnungsbauzu
engagieren.
LucienLux: Die Realität auf

demTerrainist sehr viel kom-
plexer, als die Alibi−Appelle
des Ministers es vermuten
lassen. Als die Gemeinde
Bettemburg vor drei Jahren
einen neuen Bebauungsplan
erstellte, haben wir versucht,
ein Gleichgewicht zwischen
Wohnen, Leben und Natur-
schutz hinzubekommen.
Unser vorrangiges Ziel war

und ist es, der Zersiedelung
und der Verschließung un-
seres Landes Einhalt zugebie-
ten und nachhaltige Bebau-
ungspolitik zu betreiben. Wir
haben deshalb beschlossen,
den Bauperi meter, besonders
in den Dörfern, erheblich zu
reduzieren.
Damit steht Ihnen weni-

ger Baulandzur Verfügung.
Das ist doch das Gegenteil
von dem, was der Minister
anstrebt?
Für uns steht diese Politik

in Einklang mit einer anderen
Politik, die in der Gemeinde
eine breite, parteiübergrei-
fende Zusti mmungfindet und
der sich auch der Gemeinde-
rat verschriebenhat: Wir sind

nicht wild darauf, jedes Jahr
1.000 Einwohner mehr zu be-
kommen.
Warumnicht?
Aus zwei Gründen: Erstens

ist Bettemburg umzingelt von
der Autobahn, Industriezo-
nen, Militärgelände und Na-
turschutzgebiet. Wenn wir
Wohnungsbau im größeren
Stil betreiben, bleibt uns zur
Ausbreitung i m Grunde nur
die Richtung "Leidelinger
Bësch". Als das zur Debatte
stand, haben wir uns aus öko-
logischen Gründen dagegen
entschieden, i m Sinne der
Nachhaltigkeit.
In dieser Haltungsehen wir

uns übrigens auch durch den
"Programme directeur" des
Landesplanungsministeriums
bestätigt, die den gesamten
"Leidelinger Bësch" als Puf-
ferzone zwischen Bettemburg
und der Stadt Luxemburg un-
ter anderem gegen Über-
schwemmungenvorsieht.
Zweitens müssen wir bei al-

lenLotissements, die wir bau-
en, i mmer überlegen, was das
an Folgekosten heißt. Der
Staat hilft uns hier absolut un-
genügend.
Wirsindzurzeit nichtinder

Lage, neuenEinwohnernauch
die notwendigenInfrastruktu-
ren wie Kantinen, Kindergär-
ten, Hausaufgabenhilfe, usw.
anzubieten.

Es gibt Stimmen, die mei-
nen, die Gemeinden wollen
gar nicht bauen.
Ich habe ja nicht gesagt,

dass wir überhaupt nicht bau-
en. Wir habenerst kürzlich60
Wohnungen von einempriva-
ten Unternehmer bauen las-
sen. Die Bauflächen, die da
sind, dienutzen wir auch. Nur
bei größeren Bauvorhaben
sind uns objektive Grenzen
gesetzt.
Ihre Gemeinde hat aber

selbst verschiedeneBaupro-
jekte angehalten.
Das sti mmt. Wir habeneine

Vollbremsung bei einer gan-
zen Reihe von privaten Pro-
jektengemacht, weil wir− wie
gesagt − nicht in der Lage
sind, i m selben Rhythmus
auch Schulen etc. aufzustel-
len. Wir wollen allen Einwoh-
nern von Bettemburg ein
vernünftiges Angebot bieten.
Das haben wir vor zwei Jah-
renauf der Debattezur Schöf-
fenratserklärungso beschlos-
sen.
Kann sich eine Gemeinde

angesichtssteigenderBevöl-
kerungszahlen solch eine
Haltungleisten?
Jeder Bürgermeister ist

zunächst einmal dazu ver-
pflichtet, die verschiedenen
Politikfelder in seiner Ge-
meinde kohärent zusammen-
zuführen. Das gilt natürlich
besonders für die Ebene der
Finanzierung. Die Menschen
habenein Recht auf besti mm-
te Angebote. Die müssenaber
bezahlbar sein. Für die letzte
Schule, diein Bettemburg ge-
baut wurde, bekamen wir ge-
rade mal acht Prozent Subsi-
dien vom Staat. Und für die
"éducation précoce", die wir
vor drei Jahren als eine der
ersten Gemeinden eingeführt
haben, hat der Staat bis heute

keinen Franken Subvention
gezahlt. Obwohl uns der Ser-
vice mehrere Millionen
kostet. Man kann von uns
nicht verlangen, Dienstlei-
stungen anzubieten, aber
gleichzeitig die Gewerbesteu-
er kürzen. Ohne uns dafür ei-
ne angemessene Gegenlei-
stungzugeben.
Dieser Verlust wird nicht

durch die stärkere Ein-
wohnerzahl ausgeglichen?
Nein, das reicht bei weitem

nicht. In Sachen Bau kommt
nochein weiteres finanzielles
Problemhinzu, die exorbitan-
ten Preisvorstellungen auf
dem Grundstücksmarkt. Ein
Beispiel: Trotz finanzieller
Unterstützung durch den
Fonds du logement, mit dem
wir 18 Wohnungengebaut ha-
ben, sind erneut Grund-
stücksverhandlungen ge-
scheitert. Die geforderten
700.000 LUF pro Ar sind mit
gemäßigten Wohnpreisen un-
vereinbar gewesen.
Was muss passieren, da-

mit sich diese Situationent-
schärft?
Ichdenke, eine progressive

Grundsteuer könnte eine
Möglichkeit sein, damit
GrundstückseigentümerInnen
schneller und günstiger Bau-
terrains auf den Markt brin-
gen.
Der Minister hat die Ge-

meinden aufgefordert, ver-
stärkt auf kommunale Be-
sitztümer zurückzugreifen
respektive neue Grund-
stückeeinzukaufen.
Die Gemeinde Bettemburg

besitzt keine Grundstücke in
Bebauungszonen, nicht einen
Ar. Da ist vielleicht in den
70er Jahren einiges verpasst
worden. Wir sind bereit, die-
sen Weg zu gehen und eine
positive Einstellung zu die-

sem Thema zu finden. Aber
dann hätten wir von der Re-
gierung gerne verschiedene
Antworten: Durch Bettem-
burgfahrentäglich11.000 Au-
tos, die Regierung kümmert
das wenig. Sie hat bis heute
keinkohärentes Verkehrskon-
zept vorgelegt. Verkehrs−, Um-
welt−, Wohnungs−, Schul− und
Gemeindesteuerpolitik, all
das gehört zusammen und
muss auch gemeinsamdisku-
tiert werden.
Wie kann das konkret

aussehen?
Ich stelle mir beispielswei-

se vor, dass das Syndikat der
Südgemeinden eine solche
übergeordnete, koordinieren-
deFunktioninunserer Region
übernimmt. Es ist klar, dass
das Ministerium nicht Ge-
spräche mit allen Gemeinden
führenkann. Aber das Projekt
kommt auch nicht voran.
Statt dessenhaben wir vor ei-
nemJahr ein Rundschreiben
von Minister Boden bekom-
men, in demer uns an die ge-
setzlichen Möglichkeitenerin-
nert. Ich weiß selbst, was in
den Gesetzensteht.
Aber auch auf Gemein-

deebene wird "unterent-
wickeltes Bewusstsein" für
zukünftige Notwendigkeiten
und fehlende Kooperation
konstatiert.
Wir habenin denvergange-

nenJahrendie Visioneinerle-
benswerten, nachhaltigen
Kommunalpolitik entwickelt.
Auf die Visioneiner derart ge-
stalteten Landespolitik, die
konkret undvernetzt den Weg
in die Zukunft aufzeigt, war-
ten wir gespannt, aber ein-
satzbereit.

Interview: Ines Kurschat
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In Beckerich scheiterte

erst kürzlich ein Bauvorha-
ben wegenzu hoher Bauland-
preise: Für 60 Ar verlangte
der Eigentümer mehr als 23
Millionen Franken. Eine Sum-
me, die auch der hinzuge-
schaltete FLCM nicht mittra-
gen wollte. Schließlich sollen
Familien mit geringerem Ein-
kommen die geplanten Woh-
nungen auch bezahlen kön-
nen. Ein Privatunternehmen
soll jetzt dieFlächefür 26 Mil-
lionen LUF gekauft haben.
"Unddaist nochkeinFranken
Infrastruktur dabei." KeinEin-
zelfall, wie die Erfahrungen
anderer Gemeindenbezeugen
(siehe Interview). Deren fi-
nanzieller Handlungsspiel-
raumwird durch die von der
CSV−DP−Regierung beschlos-
sene Senkung der Gewerbe-
steuer von vier auf drei Pro-
zent ohnehinenger.
Viele Kommunen stöhnen

deshalb schon jetzt über die
Bevölkerungsentwicklung.

Der Bauvon Wohnungenoder
gar Cités, wiesichihndas Mi-
nisterium und die öffentli-
chen Bauunternehmen wün-
schen, stößt vielerorts auf
Widerstand. Denn mit dem
Zuzug sind Folgekosten in
Millionenhöhe verbunden,
für Schule, Kindergartenplät-
ze, Personal etc. Kosten, die
verschiedene Gemeinden
nicht mehr tragen können
oder auchnicht wollen.
"Der Staat wälzt seine Auf-

gaben auf uns ab und schaut
zu", empört sich Lucien Lux,
Bürgermeister von Bettem-
burg. Der Bettemburger Ge-
meinderat hattevor zwei Jah-
ren, mit parteiübergreifender
Zusti mmung, verschiedene
Bauprojekte auf Eis gelegt.
Die Begründung: Man wolle
"keine Kinder in Container
setzen". Die Nachbargemein-
de Dudelange hatte ebenfalls
versucht, i m Rahmen ihres
Stadtentwicklungsplans den
Bevölkerungszuwachs zu li-

mitieren. Doch die für dieses
Jahr i m Plan prognostizierte
Einwohnerzahl erreichte die
Gemeinde schon drei Jahre
früher. "Ohnestaatliche Hilfe"
sei derfinanzielle Drucknicht
zutragen gewesen, sagen Ge-
meindepolitiker. Ein Bau-
stopp war die Folge. Das übli-
che Politiker−Spiel "Der ande-
re hat Schuld"?

Angst vormPlanen?
Daniel Miltgenjedenfallsist

skeptisch, dass mit mehr
staatlichen Subventionen au-
tomatisch auch mehr Bewe-
gung ins Wohnungsbau−Dos-
sier kommen würde. Sein Ar-
gument: Bisher hätte keine
Gemeinde von der Möglich-
keit Gebrauch gemacht, ein
Flüchtlingsheim oder ein
Wohnheim für ausländische
alleinstehende Arbeitnehme-
rInnenauf ihremGebiet zuer-
richten. Deren Bau aber un-
terstützt der Staat "zu hun-

dert Prozent". Auch andere
Prozesse, wie etwa die Syndi-
katbildungimSüden des Lan-
des, eineInitiative des Innen-
ministeriums, kämenseit Jah-
ren nur schleppend voran.
"Mir scheint, viele Gemeinden
haben regelrechte Angst
vormPlanen", so Miltgen.
Die Gemeinden melden je-

doch neben leeren Kassen
auch umwelt−, verkehrs− oder
sozialpolitische Bedenkenan.
"MankanneinemDorf, das in
2.000 Jahren auf seinejetzige
Größe gewachsen ist, nicht
einfachvonheuteauf morgen
eine verdoppelte Einwohner-
zahl zumuten", so Camille Gi-
ra und unterstreicht vor al-
lem den Aspekt der Sozial−
und Umweltverträglichkeit.
Dass Bürgermeister ange-
sichts leerer Gemeindekas-
sen, vollgestopfter Straßen,
Schulcontainer und schi mp-
fender BürgerInnen auf die
Wachstumsbremse treten, lo-
kale Bedürfnisse vor nationa-

le Entwicklungen stellen, fin-
det er verständlich.
"Wer es nicht schafft, für

440.000 Einwohner ein plau-
sibles und kohärentes Kon-
zept zu präsentieren, darf
sich nicht wundern, wenn
die Leute Angst haben", ist
sogar aus Regierungskreisen
zuvernehmen. Wie wenigdie
politisch Verantwortlichen
fähigoder bereit sind, umfas-
sende Veränderungen vor al-
lem landesplanerischer Art
vorzunehmen, zeigen jedoch
nicht nur die vielen ministe-
riellen Alleingänge und die
Langsamkeit, mit der hierzu-
lande verschiedene Projekte
angegangen werden: Woh-
nungsbauminister Boden
selbst hat offenbar Schwie-
rigkeiten, sich von einer ty-
pisch luxemburgischen Vor-
liebe zu verabschieden. Er
betonte in seiner Neu-
jahrsansprache "das Recht
eines jeden auf ein Eigen-
hei m" (Luxemburger Wort

vom4. Januar). Dies, obwohl
Experten (sogar aus dem ei-
genen Ministerium) schon
seit Jahren darauf hinweisen,
dass Zersiedlung und Bevöl-
kerungswachstumnur mit ei-
ner anderen, dichteren und
höheren Bauweise in den
Griff zu bekommen sind.
Bleibt zufragen, wiesehr sich
der Minister dieses Jahr auf
diesem Gebiet engagieren
und ob dann endlich der von
Gemeinden, Umweltorganisa-
tionen, Oppositionsparteien
und Bürgerinitiativen gefor-
derte "umfassende Dialog"
über eine zukunftsfähige,
mehrdi mensionale Landes-
planung Wirklichkeit wird. In-
klusive sämtlicher Finanzie-
rungsfragen.


